
Diese Rechnung muß auch dann aufgemacht werden, 
wenn der Käufer des Grundstücks ein Genossenschafts­
bauer ist, der seinerseits Anspruch auf Entschuldung 
hat. In diesem Fall müßte — formell betrachtet — die 
Landwirtschaftsbank zunächst die Hypothek wieder 
eintragen lassen, um sie sofort wieder zur Löschung zu 
bringen. Das wäre bürokratisch; deshalb beläßt es die 
Bank bei der Löschung. Eine Überprüfung des Schul­
denstandes ist aber aus den zuvor genannten Gründen 
auch hier unerläßlich.

Nach diesen Grundsätzen sollte auch dann verfahren 
werden, wenn ein Grundstücksteil veräußert werden 
soll. Auch in diesem Fall lebt die Schuld teilweise wie­
der auf, und zwar in dem Verhältnis zur Gesamtschuld, 
in dem der Wert des Trenngrundstüdes zum Wert des 
Gesamtgrundstücks steht. Der Käufer einer Parzelle 
wird in der Regel Wert darauf legen, die Parzelle 
pfandfrei zu erwerben. Die Bank ist aber zur Pfand­
freigabe — in diesem Fall käme Löschungsbewilligung 
in Frage — nur bereit, wenn der Verkäufer eine ent­
sprechende Zahlung leistet; darüber muß verhandelt 
werden, und zwar vor Abschluß des Kaufs, damit der 
Käufer genau darüber unterrichtet ist, unter welchen

Bedingungen er mit einer Pfandfreigabe zu rechnen 
hat.
Dieser Grundsatz gilt für alle Fälle des Parzellenver­
kaufs. Die Bank ist im allgemeinen nur bereit, Pfand­
entlassung zu erteilen, wenn sie die entsprechende Zah­
lung erhält. Es genügt daher nicht, wenn z. B. im Ver­
trag lediglich der Passus aufgenommen wird, daß sich 
der Verkäufer verpflichtet, für die Pfandentlassung der 
Parzelle zu sorgen. Die Pfandentlassung liegt in der 
Entscheidung des Hypothekengläubigers, und deshalb 
muß er vorher gehört werden.
Mitunter wird der Bank dann, wenn bei einem 
Grundstücksverkauf die gelöschte Hypothek irriger­
weise außer Betracht geblieben war, entgegen gehal­
ten, daß die Hypothek beim Abschluß des Kaufver­
trags gelöscht gewesen sei und deshalb gemäß § 892 
BGB nicht mehr gegen den Erwerber geltend gemacht 
werden könne. Diese Auffassung ist aber unrichtig, 
denn zum „Inhalt des Grundbuchs“ gehört auch der 
Vermerk, daß die Belastung auf Grund des Gesetzes 
vom 17. Februar 1954 gelöscht worden ist. Mithin muß 
der Erwerber des Grundstüdes auch alle Rechtsfolgen 
gegen sich gelten lassen, die sich aus der Anwen­
dung dieses Gesetzes ergeben.
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Zum Begriff der schweren bzw. erheblichen Gesundheitsschädigung
Verschiedene Tatbestände des StGB enthalten — im 
Wortlaut etwas unterschiedlich — das besondere Merk­
mal der schweren bzw. erheblichen Schädigung der 
Gesundheit. So heißt es in

— §118 Abs. 2 Ziff. 1 (fahrlässige Körperverletzung): 
„schwere Schädigung der Gesundheit eines anderen 
Menschen“;

— § 148 Abs. 2 (sexueller Mißbrauch von Kindern): 
„erhebliche Schädigung des Kindes“;

— § 155 (schwere Fälle der unzulässigen Schwanger­
schaftsunterbrechung): „schwere Gesundheitsschädi­
gung“ ;

— § 193 Abs. 2 (Verletzung der Bestimmungen des
Gesundheits- und Arbeitsschutzes): „erheblicher
Gesundheitsschaden“;

— § 196 Abs. 1 (Herbeiführung eines schweren Ver­
kehrsunfalls): „erhebliche'Schädigung der Gesund­
heit“.

Trotz der unterschiedlichen Formulierung sind diese 
Tatbestandsmerkmale jedoch nach ihrem Sinn und 
Zweck als identisch und gleichwertig anzusehen, denn 
sie sollen einen bestimmten Grad physischer Schädi­
gung eines Menschen zum Ausdruck bringen.
Der Inhalt des Begriffs „schwere bzw. erhebliche 
Schädigung der Gesundheit“ bedarf aber der Präzi­
sierung, da das Gesetz hier nichts näheres bestimmt, 
wie das vergleichsweise bei § 116 StGB (schwere Kör­
perverletzung) durch die Formulierung „lebensgefähr­
liche Gesundheitsschädigung“, „nachhaltige Störung 
wichtiger körperlicher Funktionen“, „erhebliche oder 
dauernde Entstellung des Verletzten“ geschehen ist.

Ausgangspunkt für die inhaltliche Bestimmung des 
Begriffs ist die Bedeutung, die die menschliche Ge­
sundheit sowohl für den einzelnen als auch für die 
ganze Gesellschaft hat. Nach Art. 35 Abs. 1 der Ver­
fassung hat jeder Bürger der DDR das Recht auf 
Schutz seiner Gesundheit. Die Frage, was unter

„schwerer bzw. erheblicher Gesundheitsschädigung“ zu 
verstehen ist, kann also nicht isoliert von der Stellung 
des Menschen, von seinen Rechten und Pflichten in der 
sozialistischen Gesellschaft beantwortet werden.
Das Maß der Schwere bzw. der Erheblichkeit einer 
Gesundheitsschädigung sollte dort b e g i n n e n ,  wo 
der Bürger durch die Folgen der Körperverletzung in 
seiner Fähigkeit zur vollen und uneingeschränkten 
Teilnahme am Aufbau und Leben in der sozialistischen 
Gesellschaft (im weitesten Sinne des Wortes) fühlbar 
beeinträchtigt worden ist. Eine Verletzung, die eine 
Arbeitsunfähigkeit, eine ambulante oder stationäre 
ärztliche Behandlung von mehreren Wochen, einen 
bleibenden Nachteil schon mit geringer Minderung der 
vollen Erwerbsfähigkeit oder Einschränkung der 
Lebensfreude usw. bedingt, sollte als ausreichend 
gelten, um das Tatbestandsmerkmal der schweren bzw. 
erheblichen Gesundheitsschädigung zu erfüllen. Das 
würde den humanen Charakter des sozialistischen 
Strafrechts unterstreichen und gleichzeitig eine Erzie­
hungsfunk don im Kampf gegen verantwortungslose 
Gleichgültigkeit, disziplinlose Einstellung und pflicht­
widriges Verhalten ausüben.
Bei der Beurteilung, ob eine Körperverletzung das 
Tatbestandsmerkmal der schweren bzw. erheblichen 
Gesundheitsschädigung erfüllt, drängt sich — da es um 
Belange des erkrankten Menschen geht — verständ­
licherweise der Gedanke auf, die Entscheidung durch 
den behandelnden Arzt herbeizuführen. Diese Lösung 
mag auf den ersten Blick einleuchten, sie ist aber nicht 
ohne weiteres praktikabel, da der Begriff „schwer“ 
auch in der Heilkunde keineswegs als ein absolutes 
Maß, sondern mehr im Sinne einer Übereinkunft ge­
braucht wird. Deshalb wird jede ärztliche Äußerung 
von der jeweiligen Berufserfahrung geprägt. Das trifft 
besonders dann zu, wenn der Arzt in einer relativ 
frühen Behandlungsphase, etwa kurz nach der Auf­
nahme des Patienten, bei noch unklarer Prognose be­
züglich des Krankheitsverlaufs Stellung nehmen soll.
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